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BundempfiehltkürzereQuarantäne
ImTessin fehlenChauffeure, in Zürich Lehrer. Nun reagiert der Bund.

Doris Kleck

Die Schweiz ist zurück im Krisenmo-
dus. Der Grund: Die Virusmutante
Omikron breitet sich rasend schnell
aus. Über 19000 neue Infektionen
meldetedasBundesamt fürGesundheit
gesternDonnerstag.

Das bringt nicht nur das Gesund-
heitswesenandenAnschlag.Dievielen
Infektionen führenauchzuvielenAus-
fällenvonArbeitnehmendenaufgrund
von verhängten Quarantänen. Aktuell
müssen enge Kontaktpersonen von
positivGetestetenwährendzehnTagen
zu Hause bleiben. In gewissen Kanto-
nen gilt diese Regel auch für geimpfte
undgenesenePersonen,wennsieKon-
takt mit einer mit Omikron infizierten
Person hatten.

Aufgrund dieser Regeln kommt es
zuPersonalengpässen. So teilte gestern
dieTessinerÖV-BetreiberinFart SAaus
dem Raum Locarno mit, dass bis auf
weiteres auf allen Strecken der Sonn-
tagsfahrplaneingeführtwerde.Wegen
positiver Coronatestresultate oder

Quarantäneregeln fehle es im Busbe-
trieb an Personal. DemKanton Zürich
wiederum gehen die Aushilfelehrper-
sonen aus. Der «Tages-Anzeiger» be-
richtete, dass die Bildungsdirektion
einen Notfallplan erlassen hat. Neu
dürfen demzufolge auch Personen
ohne Lehrdiplom vor die Klassen ge-
stellt werden.

BAGwillnicht
aufBundesratwarten
Das Bundesamt fürGesundheit (BAG)
hat auf diese Entwicklungen reagiert.
Es empfiehlt den Kantonen eine Kür-
zung der Quarantänedauer von zehn
auf sieben Tage, wie der «Blick» auf
seinem Onlineportal publik gemacht
hat. ImSchreibenvomDonnerstag,das
auch dieser Zeitung vorliegt, hält das
Bundesamt fest, mit der raschen Aus-
breitung der Omikron-Variante steige
die Zahl der von Quarantäne betroffe-
nenPersonenstarkan:«DieserAnstieg
setztdieFunktionsfähigkeit derGesell-
schaft und insbesondere die Arbeits-
welt stark unter Druck.» Eigentlich

müsste der Bundesrat die Covid-Ver-
ordnunganpassen.Doch so langewar-
ten will das BAG nicht. Die Verord-
nungsänderung sei zwar in Vorberei-
tung, doch die Kantone könnten die
neuen Regeln schon vorher umsetzen.
Die Zeit drängt: «DieQuarantänestra-
tegiemuss raschangepasstwerden,um
ihreAuswirkungenaufdieGesellschaft
zumildern», schreibt das BAG.

Nebst der Verkürzung auf sieben
Tage empfiehlt dasBAGauch, dass die
Quarantäne auf Personen beschränkt
wird, die mit einer positiv getesteten
Person im selben Haushalt leben oder
in engem Kontakt gestanden haben.
Von der Quarantäne befreit werden,
könnenPersonen,deren letzte Impfung
oder Corona-Erkrankung weniger als
vierMonate zurückliegt.

Das BAG rechtfertigt die neue Re-
gel auch mit neuen Erkenntnissen zu
Omikron. Demnach soll die Inkuba-
tionszeit kürzer sein: Der Median be-
trägt drei Tage. Undwie bei den ande-
ren Varianten ist Omikron zu Beginn
hoch ansteckend.

Maja Briner

Es ist einederwenigenRegeln indieser
Pandemie, die schon langeBestandha-
ben, eine Konstante quasi. Nun aber
kommt sie insWanken. Die Regel lau-
tet: Kinder unter zwölf Jahren müssen
keineMaske tragen. So hat es der Bun-
desrat vor anderthalb Jahrenbeschlos-
sen. Kinder gehörten nicht zu den
«Hauptansteckungsgruppen», erklärte
dasBundesamt fürGesundheit damals.
Tempi passati.

Aktuell grassiert das Virus gerade
bei Kindern und Jugendlichen stark.
Viele Kantone haben reagiert – und in
den Schulen, wo sie das Sagen haben,
dieMaskenpflicht ausgeweitet. In rund
derHälfte derDeutschschweizer Kan-
tone müssen bereits Erstklässler eine
Maske aufsetzen. Das gilt unter ande-
rem in den beiden Basel, Luzern, Aar-
gau, Zug, Zürich und Bern. Der Bund
hatte den Kantonen «dringend» emp-
fohlen, die Maskenpflicht auch in den
tieferen Stufen einzuführen.

Altersgrenze ist
«inDiskussion»
UndwasmachtderBund?Schweizweit
gilt inZügenundBussen, inLädenund
anderen öffentlichen Einrichtungen
unverändert:Abzwölf Jahrenmusseine
Maskeaufgesetztwerden.DasBundes-
amt fürGesundheit zieht eineSenkung
derAltersgrenzenunaber inErwägung,
wieesaufAnfragemitteilt.DieAusdeh-
nung der Maskenpflicht auf unter
12-Jährige sei«eineMassnahme,die in
Zukunft in Betracht gezogen werden
könnte», schreibt einSprecher.«Das ist
noch inDiskussion», erklärt er. Epide-
miologischerachtet dasBAGeineAus-
weitung der Pflicht offensichtlich für
sinnvoll.Der Sprecherhält fest: «Diese
Massnahme würde das Risiko einer
Übertragung des Virus verringern.»

IndenNachbarländerngilt dieMas-
kenpflicht schon länger auch für jünge-
re Kinder: in Italien und Österreich ab

sieben Jahren, in Deutschland je nach
Bundesland ab sechs oder sieben. Ein-
zig in Frankreich ist die Altersgrenze
mit elf Jahren ähnlichwiehierzulande.

Detailhändler reagierenauf
NachfragenachKindermasken
Für Kinder gibt es spezielle, kleinere
Masken –unddiese sind inder Schweiz
zunehmendgefragt.Offensichtlich tra-
genmanche Kinder dieMaske freiwil-
lig. «Die Nachfrage hat in den vergan-
genen fünf Wochen enorm zugenom-
men», heisst es bei derMigros. Sie hat

derzeit Stoffmasken im Sortiment und
will abEndedieserWoche ingrösseren
Filialen auch Hygienemasken für Kin-
der anbieten.KonkurrentCooperklärt,
man spüre «seit längerer Zeit eine
leicht erhöhteNachfragenachMasken
fürKinder».Diese bieteman in ausge-
wähltenCoop-Verkaufsstellen sowie in
denCoop-Vitality-Apothekenan.Auch
Aldiwill angesichtsderBedürfnisseder
KundinnenundKundenaufrüsten:Vo-
raussichtlich ab nächster Woche wer-
den «Small-Size-Einwegmasken» an-
geboten, die für Kinder geeignet sind.

«BreiteAkzeptanz»–aber
auchWiderstand
An der obligatorischen Schule werden
die Masken zur Verfügung gestellt.
Doch gibt es genügend davon? Der
St.Galler Bildungsdirektor Stefan Köl-
liker sagte amMittwoch dem«St.Gal-
lerTagblatt», es seinichtmöglich,kurz-
fristig kleinere Kindermasken bis zum
Schulstart am Montag zu beschaffen.
Deshalb gilt die Maskenpflicht in
St.Gallen erst ab der vierten Klasse –
zumindest vorerst.AusanderenKanto-
nen heisst es, die Beschaffung der
Kindermasken sei kein Problem, es
brauche jedoch etwas Vorlaufzeit.

In manchen Kantonen wie Luzern
undZugmusstenErstklässler schonvor
WeihnachtendieMaskeanziehen.Dort
zeigt sich, dass Kinder durchaus in der
Lage sind, die Maske zu tragen. «Die
Massnahme ist bei denEltern breit ak-
zeptiert,weil dieElternauchwahrneh-
men, dass den Schulen der Schutz der
Kinder und Erwachsenenwichtig ist»,
bilanziert Lukas Fürrer, Generalsekre-
tär der Zuger Bildungsdirektion.

Manche Eltern und Lehrpersonen
wehren sich jedochdagegen. InLuzern
etwa demonstrierten Anfang Dezem-
ber 150 bis 200 Personen dagegen, in
Liestal ist eineDemoangekündigt, Be-
schwerdensindhängig.Es ist eineKon-
stante der Pandemie: Die Masken-
pflicht ist und bleibt ein Zankapfel.

DerneueMaskenstreit
Das Virus grassiert derzeit bei Kindern und Jugendlichen stark. Der Bund erwägt, dieMaskenpflicht inÖV, Läden und anderen öffentlichen
Einrichtungen auf unter 12-Jährige auszudehnen. Viele Kantone haben die Regeln an den Schulen bereits verschärft.

Für viele Kinder gehört die Maske schon länger zum Schulalltag – neu gilt das vieler-
orts auch für jüngere Schülerinnen und Schüler. Bild: Keystone/Georgios Kefalas

Bundesrat hat Krisensitzung

Der Bundesrat führt am Freitag eine Art
Krisensitzung durch. Gesundheitsmi-
nister Alain Berset soll den Gesamtbun-
desrat über die neusten Entwicklungen
und wissenschaftlichen Erkenntnisse zu
Omikron informieren. Entscheide wer-
den allerdings keine erwartet.

«Am Freitag findet um 13.00 Uhr
eine Sitzung des Bundesrats zum Co-
ronavirus statt», schrieb Vizekanzler
André Simonazzi gestern auf Twitter.
«Sie dient dem Informationsaustausch
zur aktuellen Lage und wird als Telefon-
konferenz durchgeführt.» Die Medien
sollen im Anschluss via Medienmittei-
lung informiert werden. Ein deutliches
Indiz dafür, dass die Regierung keine
Entscheide fällen will. Sonst würde sie
eine Medienkonferenz ansetzen.

Bereits am Mittwoch hatte sich Ber-
set selbst auf Twitter geäussert. Auch er
hielt fest, es gebe zurzeit «keine weiter-
gehenden Massnahmen des Bundes».
Ansteckungen und Hospitalisierungen
nähmen zwar zu. Noch sei aber nicht
klar, wie viele Personen eine Behand-
lung auf der Intensivstation benötigten.
Berset betonte, ein nächstes Massnah-
menpaket könnte schnell umgesetzt
werden – inklusive Schliessungen. (att)

Neues Jahr,neueGesetze: Dasändert sich2022

1. Männer können Männer
heiraten und Frauen Frauen

Die Schweiz hat Ja gesagt. Im Septem-
ber wurde eine Änderung des Zivilge-
setzbuches mit 64,1 Prozent deutlich
angenommen. Damit gab die Schwei-
zer Bevölkerung der gleichgeschlecht-
lichen Ehe ihren Segen. Ab dem 1. Juli
können Männer Männer und Frauen
Frauenheiratenoder ihre eingetragene
Partnerschaft in eineEheumwandeln.

2. Der Liebesbrief wird teurer
(ein bisschen)

Dicke Post von der Post: Also zumin-
dest leicht unerfreuliche. Per 1. Januar
erhöhtdieSchweizerPostdiePreise für
Briefe. Neu kostet ein A-Post-Brief
1.10Franken,das ist eineErhöhungum
10 Rappen, und ein B-Post-Brief 90
Rappen, das sind 5 Rappen mehr als
bisher. Dies ist die erste Erhöhung seit
18 Jahren.

3. Dafür wird Einkaufen im Inter-
net günstiger (vielleicht)

Eine wichtige Änderung für den On-
linehandel tritt am 1. Januar in Kraft.
Das sogenannte Geoblocking ist dann
grösstenteils verboten.DashatdasPar-
lamentbeiderBeratungdesGegenvor-
schlags zur «Fair-Preis-Initiative» be-
schlossen.HinterdemBegriff steckt ein
TrickvielerAnbieter:AusländischeOn-
linehändler leiteten Schweizer Nutzer
automatisch auf ihre Schweizer Web-
siteweiter. SokonntenKundinnenund
Kundennicht vonden tiefenPreisen im
Ausland profitieren.

4. Werbung überspringen geht
nicht mehr so einfach

EineandereVerpflichtunggibt esdafür
ab dem kommenden Jahr: eine zum
Werbung-Schauen. Die Branche hat
sich darauf geeinigt, dass künftig bei
der Replay-Funktion nicht mehr alle

Die«Ehe für alle»wirdTatsacheundBriefewerden
teurer: EinÜberblick über diewichtigstenNeuerungen.
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